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In dieser abschließenden Sitzungswoche des Jahres 2022 stan-
den trotz der Vorweihnachtszeit wichtige politische Themen 
auf den Plan. Eine zentrale Rolle spielte dabei die aktuelle Pro-
testbewegung im Iran. Zu diesem Thema gab es aufgrund einer 
vielbeachteten Petition zur Unterstützung der mutigen Pro-
testantinnen und Protestanten eine öffentliche Anhörung im 
Rahmen des Petitionsausschusses. Zudem wurde im Plenum 
des Bundestages über die von der Ampel entworfenen Energie-
preisbremsen beraten und über die kommende Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz abgestimmt. 
Neben dem politischen Tagesgeschäft habe ich mich außerdem 
über den Besuch und Austausch mit jungen Menschen aus mei-
nem Wahlkreis gefreut.

Weitere Details zu den genannten Themen und Weiteres, sind 
im nun folgenden Newsletter zu finden

Ich wünsche Ihnen ein schönes und entspanntes Weihnachts-
fest und einen guten Start ins neue Jahr!

Herzliche Grüße 

Euer/Ihr

Andreas Mattfeldt
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Verden-Osterholz
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„Iranische Protestbewegung entschlossen un-
terstützen – Den Testfall einer frauenorien-
tierten Außenpolitik zum Erfolg machen“

Ausgelöst durch den Tod der 22-jährigen Iranerin Mah-
sa „Jina“ Amini im Polizeigewahrsam finden seit dem 16. 
September großflächige Proteste im Iran statt. Die Pro-
teste stellen das politische System der „Islamischen Repu-
blik“ und deren Führer Ayatollah Ali Chamenei in Frage. 
Berichte von Menschenrechtsgruppen sprechen von über 
400 Toten und mehreren tausend Verletzten seit Beginn 
der Proteste, darunter auch viele Frauen und Kinder. Die 
Sicherheitsbehörden gehen mit großer Brutalität gegen 
die Proteste vor. Inzwischen kam es bereits zur Verhän-
gung und öffentlichen Vollstreckung von Todesurteilen ge-
gen Protestierende. Die mutigen Demonstranten im Irans 
verdienen unsere Unterstützung und unseren Respekt. 
In unserer Fraktionssitzung am 13. Dezember waren wir im 
Austausch mit der Iran-Expertin und ehemaligen ARD-Korre-
spondentin in Teheran, Natalie Amiri. Darüber hinaus setzen 
wir unseren Antrag „Iranische Protestbewegung entschlos-
sen unterstützen – Den Testfall einer frauenorientierten Au-
ßenpolitik zum Erfolg machen“ erneut auf und unterstreichen 
so unsere Forderungen an die Bundesregierung: Deutschland 
muss die Protestbewegung entschlossen unterstützen. Die 
EU-Sanktionen gegen Akteure der iranischen Regierung, die 
aktiv die Rechte der Frauenbewegung unterdrücken, müs-
sen ausgeweitet werden. Deutschland muss im EU-Rahmen 
entschiedener und schneller handeln. Die EU muss zudem 
die iranischen Revolutionsgarden (IRGC) als terroristische 
Vereinigung listen. Darüber hinaus fordern wir eine Neu-
bewertung des Nuklearabkommens (JCPOA) mit dem Iran. 
Die Bundesregierung muss in dieser historischen Chan-
ce mehr tun, um die mutigen Menschen im Iran zu un-
terstützen. Die Situation der unterdrückten Frauen im 
Iran ist der Lackmustest für die Bundesaußenministerin.

Die Bundespolizei weiter stärken

Die Bundespolizei ist eine zentrale Säule der inneren Si-
cherheit in Deutschland. Nach einer beispiellosen Erfolgs-
geschichte der personellen Stärkung unter Bundesinnen-
ministern von CDU und CSU setzen sich heute rund 54.000 
Bundespolizistinnen und Bundespolizisten Tag für Tag für un-
sere Sicherheit und unser Leben in Freiheit ein. Sie schützen 
3.831 Kilometer Land- und 888 Kilometer Seegrenze, sichern 
33.399 Kilometer Bahngleise und etwa 5.700 Bahnhöfe und 
sorgen an 13 großen deutschen Flughäfen für die Sicherheit 
des Luftverkehrs. Sie bewachen Verfassungsorgane und Bun-
desministerien, unterstützen die Länderpolizeien bei Groß-
einsätzen und leisten Hilfe in internationalen Missionen. Sie 
verfolgen und bekämpfen Schleusungskriminalität, banden- 
und gewerbsmäßige Eigentumsdelikte sowie sonstige Straf-
taten in ihrem Aufgabenbereich. Zur Erfüllung ihres wich-
tigen Auftrags benötigt die Bundespolizei vor allem drei 
Dinge: Ausreichend Personal, das angemessen bezahlt wird, 
eine moderne Ausstattung und zeitgemäße Handlungsbe-
fugnisse. Mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche in 
erster Lesung beraten, fordern wir deshalb: Die Bundespo-
lizei weiter stärken. Die Bundespolizei benötigt jetzt eine 
noch bessere Ausstattung. Dafür müssen die notwendigen 
Mittel im Bundeshaushalt bereitgestellt werden. Verzichten 
sollte die Bundesregierung dagegen auf ideologisch moti-
vierte Maßnahmen, die Ausdruck von Misstrauen gegenüber 
der Bundespolizei sind: Für eine Kennzeichnungspflicht, z. 
B. durch die Nummerierung von Polizeibeamtinnen und -be-
amten im Einsatz, und für die Schaffung des neuen Postens 
eines „Polizeibeauftragten“ besteht keine Notwendigkeit.

Unternehmen entlasten – Den Start des Lie-
ferkettensorgfalts-pflichtengesetzes am 1. Ja-
nuar 2023 in der Krise aussetzen und nach der 
Krise bürokratiearm umsetzen

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) wird ab 
dem 1.1.2023 angewandt. Unternehmen ab einer bestimm-
ten Größe wird durch das LkSG aufgegeben, bestimmte 
Sorgfaltspflichten zu beachten und so menschenrechtlichen 

oder umweltbezogenen Risiken vorzubeugen. Die Unions-
fraktion unterstützt das Ziel des Gesetzes, das Notwendige 
und das Machbare zu vereinen und eine Lösung aufzuzei-
gen, die wirksam für die Menschenrechte und gleichzeitig 
für die Wirtschaft leistbar ist. Umso wichtiger ist es, dass 
die im LkSG sorgsam gefundene Balance weder durch eine 
überbordende innerstaatliche Umsetzung noch durch eine 
übermäßige europäische Regelung in Frage gestellt wird. 
Die deutsche Wirtschaft hat sich wiederholt zu ihrer Ver-
antwortung im Hinblick auf globale Standards zum Schutz 
der Menschenrechte in globalen Lieferketten bekannt. 
Allerdings sind die Unternehmen in unserem Land ge-
genwärtig in ungeahnter Weise belastet. Deshalb be-
darf es jetzt eines regulatorischen Innehaltens und einer 
Aussetzung der Anwendung des LkSG. In unserem An-
trag fordern wir deshalb, den Start des LkSG auf den 1. 
Januar 2025 zu verschieben und die anschließende An-
wendung so bürokratiearm wie möglich auszugestalten.

Hochschulen in die Härtefallregelung der 
Energiepreisbremse aufnehmen – Schutz-
schirm für wissenschaftlichen Nachwuchs 
spannen. 

Die Auswirkungen der Energiekrise kommen zunehmend 
in den Hochschulen des Landes an und gefährden das wis-
senschaftliche Arbeiten und die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses. Die Bundesregierung darf die 
Hochschulen in dieser Zeit nicht allein lassen. In unserem 
Antrag, den wir in erster Lesung beraten, fordern wir des-
halb: Konkret erwarten wir, dass die Bundesregierung die 
Hochschulen in Deutschland bedarfsgerecht und analog 
zu außeruniversitären Forschungseinrichtungen in die 
Härtefallregelung der Strom- und Gaspreisbremse auf-
nimmt. Darüber hinaus soll die Bundesregierung die Här-
tefallregelung für den wissenschaftlichen Nachwuchs an 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen öffnen und bedarfsgerecht finanziell auszubauen.

Die Demokratie stärken – Klare Reformen für 
ein modernes und bürgernahes Parlament

Wir setzen uns für eine Reform der Geschäftsordnung des 
Bundestages ein und fordern in unserem Antrag:. Wir wol-
len die Regierungsbefragung dynamischer machen und dazu 
eine Kanzlerbefragung pro Quartal einrichten, die zukünftig 
120 Minuten dauern soll. Technische Fachvorlagen sollen 
zukünftig in den Ausschüssen abschließend beraten werden 
können – dann bleibt im Plenum mehr Zeit für das Wesentli-
che. Die Fragestunde soll zudem zukünftig auch in den Aus-
schüssen stattfinden. Darüber hinaus fordern wir mehr Digi-
talisierung und eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Mandat – etwa, indem Abstimmungen gebündelt und elek-
tronisch durchgeführt werden können. Bedauerlicherweise 
konnten sich die Regierungsfraktionen nicht zu einer ech-
ten Reform, sondern nur zu einem Reförmchen durchringen.

Gesetz zur Einführung einer Preisbremse für 
leitungsgebundenes Erdgas und Wärme
 
In abschließender zweiter und dritter Lesung beraten wir 
die – endlich – von der Koalition vorgelegten Maßnah-
men zur Energiepreisdeckelung: Das.  Die Politik der Bun-
desregierung hat in den letzten Monaten zu einer gro-
ßen Verunsicherung der Haushalte und Unternehmen 
geführt – etwa durch die geplante Gasumlage, die den 
Preis noch weiter verteuert hätte. Wäre stattdessen der 
Sommer konsequent genutzt worden, hätten die Preis-
bremsen schon zum Winter greifen können. Da sie nun 
erst ab März 2023 kommen, baut die Ampel mehrere Not-
lösungen drum herum. Ergebnis ist ein überaus kompli-
ziertes Geflecht, das viele Fragen der Umsetzung aufwirft.
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Öffentliche Anhörung zur 
Situation im Iran

Am vergangenen Montag waren die Journalistinnen 
und Autorinnen Düzen Tekkal und Sharzad Eden Oste-
rer zu Gast im Bundestag. Der Anlass hierzu war eine 
öffentliche Anhörung in Folge einer Petition von Frau 
Tekkal, die eine entschlossenere Unterstützung der ak-
tuellen Protestbewegung im Iran forderte. Unterschrie-
ben wurde die genannte Petition von 63.288 Menschen. 

Die 22-jährige Iranerin Mahsa Amini wurde  im Septem-
ber aufgrund von „Missachtung islamischer Kleidungsvor-
schriften verhaftet und so schwer körperlich misshandelt, 
dass die junge Frau ihren Verletzungen erlag. Als Reakti-
on auf dieses schwere Verbrechen des iranischen Regimes 
entbrannten Proteste in allen Ecken des Landes. Die Men-
schen vereinten sich unter dem Slogan „Frauen, Freiheit, 
Leben“ und demonstrieren seitdem jeden Tag auf den Stra-
ßen des Irans. Ziel der Bewegung ist es, das radikal-religiö-
se Regime zu stürzen und so eine freiheitliche und demo-
kratische Grundordnung zu etablieren. Die Machthaber 
gehhen mit aller Härte gegen diese Bestrebungen vor. Vor 
den Augen von zahlreichen Gästen und Medienvertre-
tern beschrieben die Petentin Tekkal und ihre Begleitung 
eindrucksvoll, wie prekär die Lage im Iran aktuell für vie-
le Unterstützerinnen und Unterstützer der Proteste ist. 
Vor den Augen von zahlreichen Gästen und Medienvertre-
tern beschrieben die Petentin Tekkal und ihre Begleitung 
eindrucksvoll, wie prekär die Lage im Iran aktuell für viele

Unterstützerinnen und Unterstützer der Proteste ist.
Nicht zuletzt die Schilderung der am Morgen der An-
hörung durchgeführten Hinrichtung eines jungen Man-
nes haben mich sehr ergriffen. Sein Streben nach Frei-
heit und Demokratie haben ihn das Leben gekostet. 

Um die Iranerinnen und Iraner in ihrem Freiheitskampf zu unter-
stützen, legen Tekkal und die von ihr geführte Menschenrechts-
organisation „hawar.help“  einen 10-Punkte-Plan vor. Dieser 
beinhaltet unter anderem den besseren Schutz von iranischen 
Staatsbürgern auch innerhalb der Bundesrepublik und die Einstel-
lung jeglicher diplomatischer Beziehung zum Regime des Landes.   
  
Die mutigen Protestantinnen und Protestanten im Iran 
beanspruchen Werte, die in unserem Land zu zentra-
len Säulen des Grundgesetzes gehören, auch für sich. 
Allein aus diesem Grund, neben vielen anderen, ist es von 
großer Wichtigkeit und auch selbstverständlich, dass wir als 
Unionsfraktion die Forderungen der Petentin unterstützen.

Ich danke Düzen Tekkal für ihren unermüdlichen Ein-
satz und werde mich auch in Zukunft für den Schutz 
und die Unterstützung der Menschen im Iran einsetzen. 

Kleiner Jahresrückblick

Mit dem heutigen Abschluss der vorerst letzten Sitzungs-
woche geht ein ereignisreiches Jahr 2022 langsam zu Ende. 
Ein Jahr, das viele politische Herausforderungen und neue 
Perspektiven bereithielt. Zum ersten Mal seit dem ich Mit-
glied des Deutschen Bundestages bin, fand sich meine Par-
tei in der Opposition wieder. Eine neue Rolle, in die vie-
le erst hineinfinden mussten. Mit ein wenig Anlauf haben 
wir diese Herausforderung aber gemeistert und nehmen 
unsere Aufgaben als führende Oppositionspartei wahr.

Wie im Jahr nach der Bundestagswahl üblich, wurden die 
Bundeshaushalte für das laufende- sowie für das kommen-
de Jahr im Abstand von wenigen Monaten verhandelt und 
beschlossen. Als Mitglied des zuständigen Haushaltsaus-
schusses bedeutete das für mich und und mein Team viel 
Arbeit, die wir gemeinsam aber durch gute Kommunikation 
und Engagement ohne größere Probleme schultern konnten. 
Besonders freue ich mich, dass mich meine Fraktion zum 
Sprecher für den Bereich Petition gewählt hat. Für das in mich 
gesetzte Vertrauen möchte ich mich auch hier auf diesem 
Wege nochmals herzlich bedanken. Der Petitionsausschuss 
ist einer der bürgernahesten Ausschüsse im Bundestag, denn 
hier können sich die Menschen direkt an die Politik wenden. 

Natürlich war dieses Jahr geprägt durch den russischen An-
griff auf die Ukraine. Die folgende Energiekrise stellt die 
Politik vor schwer zu lösende Aufgaben. Aus diesem Grund 
habe ich stets versucht, gemeinsam mit Minister Habeck, 
Mittel und Wege hin zu den besten Lösungen für unser Land 
zu finde. Leider war dies von Regierungsseite nicht immer er-
wünscht, was sich auch in einigen Entscheidungen widerspie-
gelte, die ich nur schwer bis garnicht nachvollziehen kann. 

Nichtsdestotrotz werde ich auch im neuen Jahr ver-
suchen, meinen Einfluss und den Einfluss der Unions-
fraktion auf die Politik in Deutschland geltend zu ma-
chen, damit unser Land aus den aktuellen und auch aus 
den zukünftigen Krisen, gestärkt hervorgehen kann.
Mit Blick auf ein positiveres Jahr 2023 wünsche ich Ih-
nen und euch eine schöne und entspannte Weihnachts-
zeit und einen guten Start in das neue Jahr. Für mich ist die 
Weihnachtszeit auch immer eine Zeit der Besinnung und 
Entspannung, die ich gerne mit meiner Familie verbringe.

WAHLKREIS

Drei Projekte im Wahlkreis erhalten Millio-
nen-Förderung:

Im Haushaltsausschuss, dem ich nun schon über 13 Jahre lang 
angehöre, konnte ich für drei Projekte in meinem Wahlkreis 
millionenschwere Förderungen einwerben. Zum einen gehen 
6 Mio. Euro nach Worpswede für die dringend benötigte Sa-
nierung des dortigen Hallenbades (Foto oben). Damit wurde 
diesem Projekt der zulässige Höchstbetrag zugesprochen. 

Ebenfalls sehr gefreut habe ich mich über die Entscheidung des 
Ausschusses über eine Unterstützung der Gemeinde Schwa-
newede in Höhe von 4,425 Mio. Euro bei der Sanierung der 
Sporthalle und des Sportzentrums am Standort Waldschule. 
Das dritte geförderte Projekt, welches Bund gefördert 
wird, ist der Ersatzneubau der Sporthalle in Wintermoor. 

Die Stadt Schneverdingen, in dessen Bundestagswahlkreis ich als 
CDU-Pate fungiere,  erhält Mittel in Höhe von 1,455 Mio. Euro für 
die Umsetzung des Neubaus einer sogenannte 4-Dörfer-Sporthalle. 

Ich darf ganz herzlich Danke sagen an die Zusammenarbeit mit 
dem Worpsweder Bürgermeister Stefan Schwenke und der Schwa-
neweder Bürgermeisterin Christina Jantz-Hermann, der Schne-
verdinger Bürgermeisterin Meike Moog-Steffens und an die Rats-
fraktionen. Gemeinsam haben wir hier an einem Strang gezogen. 
Ganz herzlichen Dank aber auch an die zuständigen Berichter-
statter der Ampel Koalition, die für diese Projekte immer an-
sprechbar waren und die Vorschläge aktiv unterstützt haben.

Besuch aus dem Wahlkreis 

Ich freue mich jedes Mal sehr, wenn ich die Möglichkeit 
habe Menschen aus meinem Wahlkreis in Berlin zu emp-
fangen. Am heutigen Freitag besuchten mich 19 Schüle-
rinnen und Schüler des Domgymnasiums Verden in der 
Hauptstadt. Im Rahmen einer Fragerunde und einer klei-
nen Führung durch die Räumlichkeiten des Deutschen 
Bundestages habe ich versucht, einen bestmöglichen 
Einblick in meine tägliche Arbeit als Politiker zu geben. 

Die angereisten Schülerinnen und Schüler besuchen gemein-
sam die Politik AG des Domgymnasiums und haben so schon 
ein gewisses Grundinteresse an der Thematik mitgebracht. Es 
ist enorm wichtig, dass sich junge Menschen politisch engagie-
ren und selber Dinge in die Hand nehmen. Umso mehr hat es 
mich gefreut, dass ich eine sehr aufgeweckte, interessierte und 
sympathische Besuchergruppe hier in Berlin empfangen durfte.


